	Reformbereich/Reformprojekt

Einführung der Neuen Verwaltungsführung (NEF 2000) im Kanton Bern
Die Finanzlage des Kantons Bern verschlechterte sich in den 90er Jahren zusehends: Jahr für Jahr wurde ein Fehlbetrag erzielt, was letztendlich dazu führte, dass der Kanton Bern 2001 in die Gruppe der finanzschwächsten Kantone eingestuft wurde. Gründe hierfür gibt es einige, wobei die verschiedenen politischen Lager den einzelnen Argumenten unterschiedliches Gewicht beimessen: Während die bürgerlichen Parteien betonen, dass sich der Kanton Bern im Vergleich zu anderen Kantonen ein feudales Sozialangebot leiste, argumentieren vor allem linke Politiker mit dem Konkurs der Berner Kantonalbank und der damit verbundenen Staatsgarantie, welche den Kanton gegen 2000 Millionen Franken gekostet habe. Mit Wirtschaftsförderprogrammen versucht der Regierungsrat nun einerseits die Einnahmeseite zu stärken und andererseits mit Kürzungen im Sozialnetz die Ausgabeseite zu entlasten. Zu dieser Kategorie gehören auch Einsparungen bei den Kosten für Personal und Verwaltung. 

Unter dem Eindruck der finanziellen Notlage genehmigte der Berner Grossrat im Mai 1994 ein Projekt, welches die Vor- und Nachteile einer Neustrukturierung der Verwaltung nach den Grundsätzen des sog. „New Public Management“ (NPM) mit sich bringe. 1996 bis 1999 wurde in zwölf ausgewählten Pilotprojekten (u. a. die universitären psychiatrischen Dienste und das Tiefbauamt) erste Erfahrungen gesammelt, welch dann in das letztendliche Reformprojekt einflossen. Am 12. September 2000 stimmte das Kantonalparlament dem Projekt „NEF 2000“ zu, welches bis Januar 2003 grösstenteils umgesetzt werden soll.

Die Annahme der Neuen Verwaltungsführung bedingte die Revision einiger zentraler Gesetze: Das Gesetz über die Steuerung von Finanzen und Leistungen (FLG; Totalrevision des Finanzhaushaltsrechts), die Revision des Gesetzes über den Grossen Rat (GRG), die Revision des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung (OrG) sowie die Anpassungen in einigen anderen Gesetzestexten (u. a. Personalgesetz) führen in der Summe zu einer nicht unwesentlichen Veränderung im Berner Regierungssystem. 

Mit „NEF 2000“ sollen vier Hauptziele erreicht werden:
Führungsorientierung: Die politische Ebene (Grossrat und Regierungsrat) sollen sich verstärkt mit der strategischen Führung des Kantons befassen. Das bedeutet konkret, dass die Politik die genauen Ziele vorgibt, die Verwaltung jedoch im Rahmen ihrer Kompetenz die genaue Art und Weise, wie dies geschehen soll, selber bestimmt. Der Grossrat hält sich aber das Recht vor, gegebenenfalls selber die genaue Leistungserbringung vor zu geben.

Leistungsorientierung: Die Verwaltung soll ihre Leistungen qualitativ einwandfrei, zur richtigen Zeit, in der richtigen Menge und mit angemessenen finanziellen Mitteln erbringen. Die Kundenzufriedenheit soll als oberstes Gebot gelten. Mit periodischen Kontrollen soll dies gewährleistet werden.

Wirkungsorientierung: Die Verwaltung soll sich noch konsequenter an der Erreichung der gesetzten Ziele orientieren. Dadurch sollen neue Bedürfnisse der Gesellschaft schneller politisch erfasst und durch die Verwaltung befriedigt werden.

Kostenorientierung: Die zunehmend knappen Ressourcen sollen optimal eingesetzt werden, um bessere Leistungen mit geringerem Aufwand zu erbringen.

Nebenbei sollen eine höhere inhaltliche und finanzielle Transparenz, mehr Handlungsspielraum der politischen Instanzen und Kosteneinsparungen erzielt werden.
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